
Bundestag

Ermittlungen in den
eigenen Reihen
Nach der Veröffentlichung
vertraulicher Dokumente aus
dem NSA-Untersuchungsaus-
schuss sucht die Bundestags-
polizei den Täter im Parla-
ment. Ermittelt werde „we-
gen Verletzung des Dienstge-
heimnisses und einer beson-

deren Geheimhaltungs-
pflicht“, bestätigte ein Bun-
destagssprecher. Sicherheits-
behörden des Bundes sind
sich sicher, dass die rund
2400 Dokumente, die von der
Internetplattform WikiLeaks
veröffentlicht worden sind,
nicht von Hackern entwendet
wurden. Entgegen anderslau-
tenden Medienberichten
gebe es erst recht keinen Hin-

weis darauf, dass das Materi-
al beim Cyberangriff auf den
Bundestag im Jahr 2015 ge-
stohlen wurde, heißt es in Si-
cherheitskreisen. Seinerzeit
hatten die Angreifer, die mut-
maßlich aus Russland stamm-
ten, 15 Rechner des Parla-
ments in filtriert und rund 
16 Gigabyte gestohlen. Das
WikiLeaks-Material dagegen
umfasst 90 Gigabyte. Von der

Cyber attacke war zudem of-
fenbar kein Bundestagsabge-
ordneter oder Mitarbeiter aus
dem Umfeld des NSA-Unter-
suchungsausschusses betrof-
fen. Bundestagspräsident
Norbert Lammert (CDU) hat
Ermittlungen der hauseige-
nen Polizei gegen unbekannt
zugelassen. Dem Täter droht
eine Freiheitsstrafe von bis
zu fünf Jahren. jös, mba, srö

Afghanistan

Taliban-Minister 
beantragte Asyl
Die Sicherheitsbehörden ha-
ben offenbar verhindert,
dass sich ein ehemals hoch-
rangiger Kader der radikal -
islamischen Taliban unter fal-
scher Identität nach Deutsch-
land einschleicht. Abdul
Rauf Mohammed war wäh-

rend der Taliban-Herrschaft
in Afghanistan zeitweise Ge-
sundheitsminister. Vor weni-
gen Wochen landete er mit
einer Lufthansa-Maschine
aus der saudischen Haupt-
stadt Riad in Frankfurt am
Main und versuchte, mit ei-
nem gefälschten Pass einzu-
reisen. Als Mohammed bei
der Kontrolle aufflog, bean-
tragte er für sich und seine

Familie Asyl. Bei der Prü-
fung durch das Bundesamt
für Migration und Flüchtlin-
ge (Bamf) kam heraus, dass
Norwegen dem ehemaligen
Taliban-Minister jahrelang
Asyl gewährt hatte, dann
aber den Flüchtlingsstatus
wieder entzogen und ihn we-
gen Gefährdung der nationa-
len Sicherheit abgeschoben
hatte. Das Bamf lehnte da-

raufhin das Asylbegehren im
Schnellverfahren ab. Das Ver-
waltungsgericht Frankfurt be-
stätigte den Bescheid am 15.
November. Kurze Zeit später
wurde Mohammed, der wäh-
rend der Prüfung den Frank-
furter Flughafen nicht verlas-
sen durfte, nach Saudi-Ara-
bien zurückgeschickt. Von
dort flog er offenbar zurück
nach Afghanistan. csc, wow
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Deutschland

Doping

Druck auf 
IOC-Präsident Bach
Nach den jüngsten Enthül-
lungen über das Staats -
doping in Russland fordert
die Bundesregierung den
IOC-Präsidenten Thomas
Bach zum Handeln auf. Der
zweite Bericht des Sonder -
ermittlers der Welt-Anti-
 Doping-Agentur Wada, Ri-
chard McLaren, zeige, dass
das Ausmaß der Manipula-
tionen von Dopingkontrol-
len in Russland noch deut-
lich größer und erschrecken-
der sei als angenommen,
sagt Innenminister Thomas
de Mai zière (CDU), „nun
sind klare und harte Konse-
quenzen erforderlich“. Das
IOC müsse endlich erklären,
wie der Kampf gegen Do-
ping verbessert werden kön-
ne. Die Vorsitzende des
Sportausschusses im Bundes-
tag, Dagmar Freitag, kriti-
siert, Bach sei bisher viel zu
zögerlich vorgegangen. Die
SPD-Politikerin schließt auch
drastische Maßnahmen nicht
aus: „Ich habe viel Verständ-
nis für die Frage, ob Russ-
land die Fußball-WM entzo-

gen werden sollte.“ Der
CDU-Obmann im Ausschuss,
Frank Steffel, fordert, das
IOC müsse mit aller Härte
gegen Moskau vorgehen,
sonst werde die Organisation
zum Totengräber des Sports.

Chefermittler McLaren hat
in seinem Bericht festgestellt,
dass mehr als tausend russi-
sche Sportler zwischen 2011
und 2015 von einer groß an-
gelegten staatlichen Doping-
politik profitierten. ran
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Bach, Putin bei den Olympischen Spielen in Sotschi 2014 

Strafgesetzbuch

14000 Schwule 
verurteilt
14000 Homosexuelle sind in
der Bundesrepublik zwi-
schen 1969 und 1994 nach
 Paragraf 175 des Strafgesetz-
buchs verurteilt worden –
deutlich mehr als bislang
 bekannt. Das ergab eine in-
terne Schätzung des Bundes -
justizministeriums. Zwar
 wurde die Bestrafung erwach-
sener Homosexueller wegen
„Unzucht“ 1969 abgeschafft.
Bis 1973 aber mussten Stri-
cher weiterhin mit einer Frei-
heitsstrafe rechnen, außer-
dem Männer ab 18 Jahren,
deren Partner jünger als 21
war. Bis 1994 standen dann
noch homosexuelle Handlun-
gen mit Jugendlichen unter
Strafe. Die DDR liberalisierte
ihre Strafvorschriften früher;
dort wurden gut 4000 Män-
ner verurteilt. Justizminister
Heiko Maas (SPD) will die
Betroffenen rehabilitieren, so-
weit es sich um „einvernehm-
liche homosexuelle Handlun-
gen“ handelte. Deren Verbot
sei „nach heutigem Verständ-
nis in besonderem Maße
grundrechtswidrig“. klw 


